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571. Verordnung: Auflassung eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen Ab-
schnittes der B 124 Königswiesener Straße im Bereich der Gemeinden
Pregarten und Tragwein

5 7 2 . Verordnung: Änderung der Anlage 1 der Handelskammer-Wahlordnung (Wahlkatalog)
5 7 3 . Verordnung: Erlassung der Geschäftsordnung des Rates für Auswärtige Angelegenheiten
5 7 4 . Verordnung: Lesegutaufbesserung der Weinernte 1976
5 7 5 . Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt
5 7 6 . Kundmachung: Berichtigung eines Druckfehlers im Bundesgesetzblatt

5 7 1 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 24. September 1976
betreffend die Auflassung eines für den
Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen
Abschnittes der B 124 Königswiesener Straße
im Bereich der Gemeinden Pregarten und

Tragwein

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird ver-
ordnet:

Der Straßenteil der B 124 Königswiesener
Straße von km 9,43 (alt) bis km 9,805 (alt) wird,
soweit er durch die Umlegung auf den bereits
fertiggestellten und verkehrsübergebenen Teil
des mit Verordnung vom 3. September 1974,
BGBl. Nr. 588, bestimmten Abschnittes für
den Durchzugsverkehr entbehrlich wurde, als
Bundesstraße aufgelassen.

Moser

5 7 2 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 27. Sep-
tember 1976, mit der die Anlage 1 der Han-
delskammer-Wahlordnung (Wahlkatalog) ge-

ändert wird

Auf Grund des Handelskammergesetzes, BGBl.
Nr. 182/1946, in der Fassung der 5. Handels-
kammergesetz-Novelle, BGBl. Nr. 400/1974, ins-
besondere dessen §§ 46 und 79, wird verord-
net:

Die Anlage 1 (Wahlkatalog) zur Verordnung
des Bundesministers für Handel, Gewerbe und
Industrie, BGBl. Nr. 634/1974, über die Wahl
der Organe der nach dem Handelskammergesetz

gebildeten Organisationen wird wie folgt geän-
dert:

1. Im § 1 Abschnitt I ist bei der 2. 12 im
Bereich der Kammer der gewerblichen Wirtschaft
für Vorarlberg an Stelle der Mandatszahl „9"
die Zahl „(6)" zu setzen.

2. Im § 1 Abschnitt VI ist bei der 2. 6 im
Bereich der Kammer der gewerblichen Wirtschaft
für Niederösterreich an Stelle der Mandats-
zahl „10" die Zahl „(6)" und im Bereich der
Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Ober-
österreich an Stelle der Mandatszahl „9" die
Zahl „(5)" zu setzen.

Staribacher

5 7 3 . Verordnung der Bundesregierung vom
5. Oktober 1976, mit der die Geschäfts-
ordnung des Rates für Auswärtige Ange-

legenheiten erlassen wird

Auf Grund des § 9 des Bundesgesetzes vom
23. Juni 1976, BGBl. Nr. 330, über die Errich-
tung eines Rates für Auswärtige Angelegenheiten
wird mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates verordnet:

§ 1. (1) Der Rat für Auswärtige Angelegen-
heiten ist vom Bundeskanzler einzuberufen.

(2) Ein Mitglied des Rates für Auswärtige
Angelegenheiten hat dessen Einberufung schrift-
lich und unter Angabe des Beratungsgegenstandes
zu begehren.

§ 2. Zu den Sitzungen des Rates für Aus-
wärtige Angelegenheiten sind zu laden:

1. der Vizekanzler;
2. der Bundesminister für Auswärtige Ange-

legenheiten;
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3. der Generalsekretär für Auswärtige Ange-
legenheiten;

4. die Vertreter der im Hauptausschuß des
Nationalrates vertretenen politischen Par-
teien;

5. die sachlich beteiligten Bundesminister
(Staatssekretäre);

6. ein Beamter der Präsidentschaftskanzlei als
Beobachter;

7. der betreffende Landeshauptmann, wenn
Fragen, die im besonderen Maße die Interes-
sen eines Bundeslandes berühren, beraten
werden sollen;

8. erforderlichenfalls sachkundige Personen.

§ 3. Die Einladung zu den Sitzungen des Rates
für Auswärtige Angelegenheiten erfolgt schrift-
lich und in der Regel mindestens eine Woche
vor der Sitzung. Gleichzeitig mit der Einladung
ist die Tagesordnung der Sitzung bekanntzu-
geben. In dringenden Fällen kann aber die Ein-
ladung zu Sitzungen ohne Einhaltung der ein-
wöchigen Frist und auch auf telefonischem oder
telegraphischem Wege oder in sonst geeigneter
Weise sowie ohne Angabe einer Tagesordnung
erfolgen.

§ 4. Ist ein von den im Hauptausschuß des
Nationalrates vertretenen politischen Parteien
namhaft gemachtes Mitglied des Rates für Aus-
wärtige Angelegenheiten verhindert an einer
Sitzung teilzunehmen, so hat es seine Vertretung
durch ein Ersatzmitglied zu veranlassen.

§ 5. (1) Den Vorsitz im Rat für Auswärtige
Angelegenheiten führt der Bundeskanzler. Er
eröffnet, leitet und schließt die Sitzungen, er
stellt die für die Beratungen erforderliche Anzahl
von Mitgliedern sowie die gefaßten Beschlüsse
fest und erteilt das Wort.

(2) Änderungen, Umstellungen und Ergänzun-
gen der mit der Einladung zur Sitzung ausge-
sandten Tagesordnung bedürfen eines Beschlusses
des Rates für Auswärtige Angelegenheiten.

(3) Der Vorsitzende kann die Sitzung unter-
brechen. Eine Vertagung der Sitzung bedarf eines
Beschlusses des Rates für Auswärtige Angelegen-
heiten. Kann der Termin für die Wiederauf-
nahme der vertagten Sitzung sogleich bestimmt
werden, bedarf es keiner gesonderten Einladung
zu dieser Sitzung.

§ 6. Die Aussprache zu jedem Tagesordnungs-
punkt wird durch die Wortmeldung jenes Mit-
gliedes des Rates für Auswärtige Angelegen-
heiten eröffnet, auf dessen Vorschlag der Bera-
tungsgegenstand auf die Tagesordnung gesetzt
wurde.

§ 7. Der Rat für Auswärtige Angelegenheiten
kann durch Beschluß die Beratungen zu einzel-
nen oder zu allen Tagesordnungspunkten für
vertraulich erklären.

§ 8. (1) Über die Beratungen des Rates für
Auswärtige Angelegenheiten wird ein Kurz-
protokoll geführt, in dem die wesentlichen
Äußerungen der Sprecher zu den einzelnen
Tagesordnungspunkten festzuhalten sind.

(2) Das Kurzprotokoll wird den Mitgliedern
des Rates für Auswärtige Angelegenheiten, die
an der betreffenden Sitzung teilgenommen haben,
übermittelt.

(3) Einwendungen gegen das Kurzprotokoll
können nur bis zum Beginn der nächsten Sitzung
des Rates für Auswärtige Angelegenheiten erho-
ben werden.

Kreisky Pahr Moser Leodolter
Staribacher Rösch Broda Lütgendorf
Haiden Weißenberg Sinowatz Lanc

Firnberg

574 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 6. Oktober
1976 über die Lesegutaufbesserung der Wein-

ernte 1976

Auf Grund der §§ 1 Abs. 1 und 9 Abs. 4
des Weingesetzes 1961, BGBl. Nr. 187, in der
Fassung der Weingesetznovelle 1971, BGBl.
Nr. 334, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz verordnet:

§ 1. Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft stellt fest, daß auf Grund der extremen
Witterung im Jahre 1976 in allen Weinbau-
gebieten die Reifeverhältnisse besonders un-
günstig sind.

§ 2. Auf Grund der Feststellung gemäß § 1
a) sind Weintrauben, deren Saft mindestens

11° KMW aufweist, für die Weinbereitung
geeignet,

b) dürfen dem Lesegut, soweit dies zum Aus-
gleich eines natürlichen Mangels an Zucker
erforderlich ist, je Hektoliter Most Zucker
bis zu 7 kg oder inländischer Trauben-
dicksaft oder Zucker und inländischer
Traubendicksaft in solcher Menge, daß die
Erhöhung des Zuckergehaltes des Gesamt-
verschnittes nicht mehr als 7 kg beträgt,
zugesetzt werden.

Haiden

575. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 21. September 1976 betreffend die
Berichtigung von Druckfehlern im Bundes-

gesetzblatt

Auf Grund des § 2 Abs. 6 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1972, BGBl. Nr. 293,
wird kundgemacht:
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1. Das Versandverfahren-Durchführungsgesetz,
BGBl. Nr. 600/1973, wird wie folgt berichtigt:

Im § 10 Abs. 3 hat lit. c zu lauten: „hinsicht-
lich des § 4 Abs. 5 der Bundesminister für
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Justiz;".

2. Das Langfristige Abkommen über wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und technisch-indu-
strielle Kooperation zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung der
Sozialistischen Republik Rumänien, BGBl.
Nr. 519/1975, wird wie folgt berichtigt:

Die Unterzeichnung für die Regierung der
Sozialistischen Republik Rumänien hat statt
„Nikolae Ceauşescu" richtig „Manea Manescu"
zu lauten.

3. Die Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 1. Dezember 1975,
BGBl. Nr. 620, über das Sperrgebiet Großmittel
wird wie folgt berichtigt:

Im § 3 lit. c hat es statt „Nr. 12/4" richtig
„Nr. 1214" zu lauten.

4. Das Abkommen zwischen dem Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie und
dem Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich einerseits und dem Wirtschaftsminister
Tunesiens andererseits über die Anerkennung
von Zeugnissen über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung von Waren für
Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Ein-
fuhr nach Österreich, BGBl. Nr. 3/1976, wird
wie folgt berichtigt:

Im letzten Satz hat es statt „8. Jänner 1976"
richtig „1. Jänner 1976" zu lauten.

5. Die Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 22. Jänner 1976,
BGBl. Nr. 64, über die Abschlußprüfung in
den gewerblichen, technischen und kunstgewerb-
lichen Fachschulen wird wie folgt berichtigt:

a) Im § 5 Abs. 3 lit. c hat es statt „Gewerbe-
fachschule" richtig „Gastgewerbefachschule" zu
lauten.

b) Im § 6 Abs. 12 hat es statt „von Prüfungs-
kandidaten" richtig „vom Prüfungskandidaten"
zu lauten.

6. Die Bodensee-Schiffahrts-Ordnung, BGBl.
Nr. 93/1976, wird wie folgt berichtigt:

Im § 0.02 lit. b hat es statt „Feuerzeug" richtig
„Fahrzeug" zu lauten.

7. Das Volksgruppengesetz, BGBl. Nr. 396/
1976, wird wie folgt berichtigt:

Im § 4 Abs. 4 hat es statt „Ersatz der Reise-
kosten, die Bundesbeamten der Reisegebühren-
stufe 5 gebührt" richtig „Ersatz der Reisekosten,
der Bundesbeamten der Reisegebührenstufe 5
gebührt" zu lauten.

8. Das Zweite Zusatzprotokoll zur Satzung,
Allgemeine Verfahrensordnung, Vertrag und
Abkommen des Weltpostvereins (Lausanne,
Juli 1974), BGBl. Nr. 470/1976, wird wie folgt
berichtigt:

In Z. 2 hat es statt „Geldtung" richtig „Gel-
tung" zu lauten.

9. Die Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 1. September 1976, BGBl. Nr. 476,
mit der die Wasserstraßen-Verkehrsordnung ge-
ändert wird, wird wie folgt berichtigt:

Im zweiten Absatz hat es statt „in der Fassung
des Bundesgesetzes" richtig „in der Fassung der
Verordnung" zu lauten.

Kreisky

576. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 28. September 1976 betreffend die
Berichtigung eines Druckfehlers im Bundes-

gesetzblatt
Auf Grund des § 2 Abs. 6 des Bundesgesetzes

über das Bundesgesetzblatt 1972, BGBl. Nr. 293,
wird kundgemacht:

Die 6. StVO-Novelle, BGBl. Nr. 412/1976,
wird wie folgt berichtigt:

Im Art. I Z. 75 ist das Zeichen 25 b „ENDE
DER VORRANGSTRASSE" durch nachfolgen-
des Zeichen zu ersetzen:

Kreisky



2208


